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Bonn, den 6. Dezember 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die Finanzie- 
rungshilfe für Entwicklungsländer aus Mitteln 
des ERP-Sondervermögens 
(Entwicklungshilfegesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz 
des Bundes. 

Der Bundesrat hat in seiner 226. Sitzung am 2. Dezember 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 321, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes über die Finanzierungshilfe für 
Entwicklungsländer aus Mitteln des ERP-Sondervermögens 
(Entwicklungshilfegesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Zur Förderung der Zusammenarbeit mit dem 
Ausland, insbesondere mit den Entwicklungslän- 
dern, ist der Bundesminister für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes ermächtigt, Verpflichtungen zur 
Gewährung von Darlehen bis zu einem Gesamt- 
beträge von eintausendfünfhundert Millionen Deut- 
sche Mark zu Lasten der in § 3 bezeichneten Mittel 
zu übernehmen. 

(2) In dem Umfange, in dem der Bund (ERP-Son- 
dervermögen) aus den Verpflichtungen nach Ab- 
satz 1 nicht mehr in Anspruch genommen werden 
kann, können neue Verpflichtungen ohne erneute 
Anrechnung auf den dort bezeichneten Gesamt- 
betrag übernommen werden. Soweit jedoch Ver- 
pflichtungen durch Erfüllung erlöschen, gilt dies nur 
in dem Umfange, als zur Erfüllung die in § 3 Abs. 1 
Nr. 1 bezeichneten Mittel verwendet worden sind. 

§ 2 

Die Förderungsmittel dienen in Ergänzung ande- 
rer Leistungen, insbesondere des Geld- und Kapital- 
marktes, zur Gewährung von Darlehen und für die 
Finanzierung von Vorhaben, für die der Bund Ge- 
währleistungen übernimmt. 

§ 3 

(1) Für den Förderungszweck, insbesondere zur 
Erfüllung der nach § 1 Abs. 1 eingegangenen Ver- 
pflichtungen, werden bereitgestellt: 

1. aus dem ERP-Sondervermögen jährlich 
Mittel nach näherer Bestimmung des ERP- 
Wirtschaftsplans; 


2. aus der Beschaffung im Wege des Kredits 
Geldmittel bis zur Höhe von insgesamt 
fünfhundert Millionen Deutsche Mark. 

(2) Den Förderungsmitteln fließen sonstige Zu- 
weisungen zu, wenn sie ausdrücklich für den Förde- 
rungszweck bestimmt sind. 

(3) Der Bundesminister für wirtschaftlichen Be- 
sitz des Bundes ist ermächtigt, die in Absatz 1 Nr. 2 
bezeichneten Geldmittel zu Lasten des ERP-Sonder- 
vermögens zu beschaffen. 

§ 4 

Der Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des 
Bundes ist ermächtigt, Kassenmittel zur Vorfinan- 
zierung der Darlehen nach § 1 zu verwenden. Die 
Verwendung ist in einem Anhang zum ERP-Wirt- 
schaftsplan und zur Jahresrechnung gesondert nach- 
zuweisen. 

§ 5 

(1) Die Förderungsmittel bleiben Bestandteil des 
ERP-Sondervermögens. 

(2) Auf die Verwaltung der Mittel findet das 
Gesetz über die Verwaltung des ERP-Sonderver- 
mögens vom 31. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1312), mit Ausnahme des § 2, Anwendung. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Die Bundesregierung ist bemüht, die Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik und den Entwicklungs- 
ländern zu vertiefen und diese Länder aus humani- 
tären, ökonomischen und politischen Gründen beim 
Aufbau zu unterstützen. Die Hilfe der Bundesrepu- 
blik umfaßt insbesondere die Gewährung von Zu- 
schüssen für technische Hilfe, die Leistung von Bei- 
trägen an internationale und supranationale Einrich- 
tungen, die Übernahme von Bürgschaften und 
Garantien für private Darlehen, Kapitalanlagen und 
Lieferungen sowie die Gewährung von Krediten. 

Neben den Leistungen des Bundeshaushalts sind 
auch Mittel des ERP-Sondervermögens, insbeson- 
dere für die Finanzierung von Ausfuhrgeschäften, 
bereitgestellt worden. Entsprechend der Absicht der 
Bundesregierung, die Hilfe für Entwicklungsländer 
zu intensivieren, sollen die Förderungsmaßnahmen 
des ERP-Sondervermögens verstärkt und in ihrer 
Zweckbestimmung erweitert werden. 

Zur Durchführung dieser sich über viele Jahre er- 
streckenden Aufgabe ist eine gesetzliche Regelung 
darüber notwendig, unter welchen Voraussetzungen 
und in welchem Umfange ERP-Mittel für die Ent- 
wicklungshilfe in den künftigen Jahren zur Ver- 
fügung gestellt werden sollen. 

Zu § 1 

a) Nach § 2 des Gesetzes über die Verwaltung des 
ERP-Sondervermögens vom 31. August 1953 
(BGBL I S. 1312) sind die ERP-Mittel ausschließ- 
lich für den Wiederaufbau und die Förderung 
der deutschen Wirtschaft zu verwenden. Auf 
Grund dieser gesetzlichen Bestimmung konnten 
bisher ERP-Kredite nur zur Förderung von Aus- 
fuhrgeschäften gewährt werden. 

Die Kredite dienten der anteiligen Finanzierung 
von Lieferungen deutscher Unternehmen an Ent- 
wicklungsländer. Künftig sollen auch Kredite be- 
reitgestellt werden, die nicht an Lieferungen ge- 
bunden sind. Es ist daher notwendig, die Zweck- 
bestimmung des ERP-Sondervermögens zu er- 
weitern. Diesem Erfordernis wird durch § 1 in 
Verbindung mit § 5 Abs. 2 Rechnung getragen. 

b) Eine wirksame Hilfe bei der Durchführung lang- 
fristiger Aufbaumaßnahmen und umfangreicher 
Investitionsvorhaben in den Entwicklungslän- 
dern setzt voraus, daß bereits vor Einleitung der 
Maßnahmen Zusagen auf die in künftigen Jah- 
ren benötigten Mittel erteilt werden können. Es 
ist mithin eine Ermächtigung zur Übernahme 
von Verpflichtungen auf Mittel künftiger Jahre 
erforderlich. Durch § 1 Abs. 1 wird der Bundes- 
minister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 
ermächtigt, solche Verpflichtungen bis zu einem 
Gesamtbeträge von 1,5 Mrd DM zu übernehmen. 
Diese Verpflichtungen sollen bis zur Höhe von 
500 Mio DM zu Lasten von Geldmitteln, die im 
Wege des Kredits beschafft werden, und bis zur 


Höhe von 1 Mrd DM zu Lasten des ERP-Sonder- 
vermögens erfüllt werden. 

c) Die Notwendigkeit, Verpflichtungen auf Mittel 
künftiger Jahre einzugehen, wird auch in Zu- 
kunft fortbestehen. Durch § 1 Abs. 2 wird daher 
die Möglichkeit geschaffen, neue Verpflichtun- 
gen anstelle erloschener Verpflichtungen zu 
übernehmen. Der Umfang für die Übernahme 
neuer Verpflichtungen richtet sich nach den 
Gründen für das Erlöschen von Verpflichtungen. 
Erlöschen Verpflichtungen durch Verzichte von 
Kreditnehmern oder aus anderen Gründen als 
durch Erfüllung, können im gleichen Umfange 
neue Verpflichtungen übernommen werden. Er- 
löschen dagegen Verpflichtungen durch Erfül- 
lung, so können neue Verpflichtungen nur in 
dem Umfange übernommen werden, als Mittel 
des ERP-Sondervermögens zur Erfüllung ver- 
wendet worden sind. 

Diese Regelung ermöglicht, den durch § 1 Abs. 1 
geschaffenen Ermächtigungsrahmen revolvierend 
in Anspruch zu nehmen; sie stelt jedoch sicher, 
daß die Vorbelastung des ERP-Sondervermögens 
jeweils den Betrag von 1 Mrd DM nicht über- 
steigt. 

Zu § 2 

Die im Rahmen der ERP-Wirtschaftspläne bisher für 
Entwicklungsländer bereitgestellten Mittel dienten 
zur Ergänzung der Leistungen des Geld- und Kapi- 
talmarktes und der deutschen Wirtschaft. Durch § 2 
wird bestimmt, daß dieser Grundsatz auch auf die 
Bereitstellung der Förderungsmittel Anwendung fin- 
det. Es ist beabsichtigt, die Mittel wie bisher über 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau zu leiten. 

Die Förderungsmittel sollen in Übereinstimmung 
mit § 5 Abs. 2 des ERP-Verwaltungsgesetzes zur Ge- 
währung von Darlehen und sonstigen Finanzierungs- 
hilfen mit Ausnahme von Kapitalzuschüssen ver- 
wendet werden. 

Wegen der Übernahme von Gewährleistungen 
durch den Bund wird auf § 1 des Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Förderung der Wirtschaftsbeziehungen 
mit dem Ausland, insbesondere zu den Entwick- 
lungsländern, Bezug genommen — Drucksache 1597. 

Zu § 3 

Das ERP-Sondervermögen wird neben der Förde- 
rung von Entwicklungsländern auch in Zukunft noch 
umfangreiche binnenwirtschaftliche Aufgaben zu er- 
füllen haben. Es erweist sich daher als notwendig, 
beide Aufgabengebiete in angemessenem Verhält- 
nis zu berücksichtigen und ihre Förderung auf die 
Dauer sicherzustellen. Hierfür ist Voraussetzung, 
daß das ERP-Sondervermögen wie bisher über ent- 
sprechende, möglichst gleichbleibende Einnahmen 
aus Zinsen und Tilgungen verfügen kann. 
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Es muß demzufolge anläßlich der Aufstellung und 
Feststellung des jährlichen ERP-Wirtschaftsplans je- 
weils Entschieden werden, zu welchen Anteilen das 
Jahresaufkommen des ERP-SondervermÖgens für 
Finanzhilfen an Entwicklungsländer und für binnen- 
wirtschaftliche Aufgaben eingesetzt wird. 

Zur Ergänzung der für Finanzhilfen an Entwicklungs- 
länder bereitzustellenden Mittel desERP-Sonderver- 
mögens sollen gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 Geldmittel im 
Wege des Kredits bis zur Höhe von 500 Mio DM 
beschafft werden. Es ist beabsichtigt, ein Darlehen 
von der „Stiftung Volkswagenwerk " aufzunehmen, 
und zwar insoweit, als die dem Bund zuzuführenden 
Mittel nicht für andere Zwecke verwendet werden. 
§ 3 Abs. 2 gibt die Möglichkeit, die Förderungs- 
mittel durch Zuweisungen aus anderen Quellen zu 
ergänzen. 


Zu § 4 

Diese Bestimmung entspricht einer schon in frühe- 
ren Wirtschaftsplänen des ERP-SondervermÖgens 
für Einzelmaßnahmen enthaltenen haushaltsrecht- 
lichen Ermächtigung. Es handelt sich hierbei nicht 
um eine Anlage von Kassenmitteln gemäß § 26 RHO 
in Verbindung mit § 17 Satz 2 des Bundesbankge- 
setzes. 

Zu § 5 

Durch diese Bestimmungen wird die Verwaltung der 
Förderungsmittel geregelt. Durch Absatz 2 wird 
klargestellt, daß § 2 des ERP-Verwaltungsgesetzes 
auf die Förderungsmittel keine Anwendung findet. 

Zu §§ 6 und 7 

Die §§ 6 und 7 enthalten die Berlin-Klausel und die 
Bestimmung über das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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